
Die vorstehenden, naturgemäß nur unvollständigen 
Ausführungen ergeben, daß die Neuordnung des Schei­
dungsrechts — und das ist von entscheidender Bedeu­
tung — a l l e  Fälle wertlos gewordener Ehen umfaßt 
und auch in allen Fällen eine richtige Entscheidung 
ermöglicht. Wenn die kurze, alle Tatbestände verein­
heitlichende Fassung den Richter der bisher gewohnten 
„Hilfen“ (in Wirklichkeit sind es keine) beraubt, so

zwingt sie ihn dadurch zu einer um so schärferen 
Prüfung der neuen, ausschlaggebenden Kriterien und 
gibt ihm die freie Stellung, die notwendig ist, um das 
seiner Natur nach einer glatten Lösung widerstrebende ^ 
Scheidungsproblem dennoch zu lösen.

Dr. JOHANNES HEILAND,
Oberrichter am Bezirksgericht Leipzig

Zwei unter haltsrechtliche Probleme
i

Zur Frage der nachträglichen Entstehung von Unter-

/haltsansprüchen geschiedener Ehegatten
Aus § 34 des Entwurfs geht mit einer alle Zweifel 

ausschließenden Deutlichkeit hervor, daß der Unter­
haltsanspruch eines geschiedenen Ehegatten wegen 
nachträglicher Veränderung der maßgebenden Um­
stände nur herab-, nicht aber heraufgesetzt werden 
kann. Diesem Gedanken ist grundsätzlich zuzu­
stimmen; denn mit der Scheidung der Ehe hören 
grundsätzlich alle Bindungen zwischen den bisherigen 
Ehegatten auf. Wenn auch die §§ 32, 33 des Entwurfs 
unter ganz bestimmten, erschöpfend aufgezählten Um­
ständen Ausnahmen zulassen, so können diese Aus­
nahmen doch niemals so weit gehen, daß ein ge­
schiedener Ehegatte an der etwaigen günstigen wirt­
schaftlichen Entwicklung seines früheren Partners be­
teiligt wird.

Doch ergeben sich gewisse Bedenken auf einem Teil­
gebiet. Aus § 34 des Entwurfs in Verbindung mit § 32 
Abs. 3, wonach die Entscheidung über den Unterhalt 
im Scheidungsurteil zu treffen ist, muß gefolgert wer­
den, daß für diese Entscheidung nur die Lage maß­
gebend ist, wie sie im Zeitpunkte der Scheidung oder 
unmittelbar davor bestanden hat. Wird der geschiedene 
Ehegatte innerhalb der zweijährigen Übergangszeit 
des § 32 Abs. 1 des Entwurfs außerstande gesetzt, 
seinen Unterhalt aus eigenen Arbeitseinkünften oder 
sonstigen Mitteln zu bestreiten, so entsteht kein Unter­
haltsanspruch, denn die Gewährung eines solchen An­
spruchs würde eine nach § 34 unzulässige Herauf­
setzung bedeuten.

Ist also ein geschiedener Ehegatte am Tage der 
Fällung des Scheidungsurteils, allerdings auch eines 
Berufungsurteils, außerstande, seinen Unterhalt selbst 
zu bestreiten, so erhält er, wenn mit einer längeren 
Dauer dieses Zustandes zu rechnen ist, für zwei Jahre 
den vollen Unterhalt zugesprochen mit der Möglich­
keit einer Fortsetzung des Anspruchs nach § 33 des 
Entwurfs. Tritt der gleiche Zustand infolge eines zu­
fälligen Umstandes, etwa infolge eines Unfalls einen 
Tag später ein, so besteht überhaupt kein Unterhalts­
anspruch. Das ist unbefriedigend. Würde der Entwurf 
die Berücksichtigung veränderter Umstände innerhalb 
der zweijährigen Übergangsfrist des § 32 Abs. 1 des 
Entwurfs zulassen, so ergäbe sich allerdings die gleiche 
Lage, wenn der geschiedene Ehegatte kurz nach Ab­
lauf der Übergangsfrist die Fähigkeit verlieren würde, 
seinen Unterhalt selbst zu bestreiten. Allein diese 
Argumentation ist nicht entscheidend. Der Entwurf 
geht eben von dem Gedanken aus, daß eine geschiedene 
Ehe während der Dauer von zwei Jahren für den 
Fall, daß ein früherer Ehegatte außerstande ist, seinen 
eigenen Unterhalt zu bestreiten, noch eine gewisse 
Nachwirkung ausübt, während nach Ablauf dieser 
Frist auch diese Nachwirkungen regelmäßig auf hören 
sollen.

Die besondere Ausnahme des § 33 Abs. 1 des Ent­
wurfs kann dabei außer Betracht bleiben, denn nach 
dieser Vorschrift können Unterhaltsansprüche nach 
Ablauf der zweijährigen Übergangsfrist nur in Fort­
setzung bereits früher bestandener Ansprüche erhoben 
werden. Das ist auch völlig richtig. Ist eine derart 
lange Zeit seit der Scheidung verstrichen, so ist damit 
in der Regel auch eine völlige Entfremdung zwischen 
den früheren Ehegatten eingetreten und ein Versuch, 
nach Ablauf dieser Frist irgendwelche Nachwirkungen 
neu entstehen zu lassen, wäre unbillig und könnte 
nicht mit dem Wesen der Ehescheidung in Einklang 
gebracht werden.

Umgekehrt sollten aber die Nachwirkungen, die § 32 
Abs. 1 des Entwurfs mit Recht grundsätzlich vorsieht, 
stets eintreten, solange die zweijährige Frist läuft, 
ohne daß ihr Eintritt von Zufälligkeiten abhängig ge­
macht wird, auf welche die Beteiligten ohne Einfluß 
sind.

Man darf nicht vergessen, daß nach der grund­
legenden Bestimmung des § 2 des Entwurfs die Ehe 
eine für das Leben geschlossene Gemeinschaft sein soll. 
Versagt diese Gemeinschaft, so ist die Aufrecht­
erhaltung einer zwei Jahre andauernden Unterhalts­
pflicht zugunsten eines bedürftigen oder bedürftig ge­
wordenen Ehegatten nur recht und billig. Stets müßte 
allerdings der Grundsatz beibehalten werden, daß ein 
geschiedener Ehegatte niemals an einer späteren 
günstigen wirtschaftlichen Entwicklung seines früheren 
Partners beteiligt werden kann. Würde man also 
Unterhaltsansprüche innerhalb der zweijährigen Über­
gangsfrist zulassen, so müßte ihrer ziffernmäßigen 
Bestimmung stets die wirtschaftliche Lage des Unter­
haltsverpflichteten im Zeitpunkt der Ehescheidung zu­
grunde gelegt werden.

Auf Grund dieser Erwägungen würde sich folgender 
Abs. 4 des § 32 des Entwurfs empfehlen:

„Die Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen 
nach Abs. 1 außerhalb des Scheidungsprozesses ist 
nur zulässig, wenn der geschiedene Ehegatte erst 
nach der letzten Tatsachenverhandlung im Schei­
dungsprozeß außerstande gesetzt worden ist, seinen 
Unterhalt selbst zu bestreiten. Die Klage ist aus­
geschlossen, wenn seit diesem Zeitpunkt mehr als 
drei Monate verflossen sind.“

Um eine unerwünschte lange dauernde Ungewißheit 
darüber, ob solch ein Anspruch nachträglich erhoben 
wird oder nicht, zu verhindern, ist eine ganz kurze, 
von Amts wegen zu beachtende Ausschlußfrist nötig.

Sehr interessant ist die Regelung des behandelten 
Problems in der Sowjetunion. Sie ist örtlich ver­
schieden. Das hängt damit zusammen, daß auch die 
Dauer, für die nach Scheidung der Ehe bei Arbeits­
unfähigkeit Unterhalt zu gewähren ist, örtlich ver­
schieden festgesetzt ist. Sie schwankt zwischen einem 
Jahr (RSFSR) und zeitlicher Unbeschränktheit (USSR). 
Dazwischen liegen einige Mittellösungen. Ist die Frist 
kurz gehalten, so entsteht der Ünterhaltsanspruch in 
der Regel auch dann, wenn die Arbeitsunfähigkeit des 
geschiedenen Ehegatten nachträglich, jedoch innerhalb 
der Frist eintritt. Ist die Frist lang oder besteht gar 
keine Frist, so ist auch die Frist, innerhalb der nach­
träglich eingetretene Arbeitsunfähigkeit des ge­
schiedenen Ehegatten einen Unterhaltsanspruch schafft, 
kurz gehalten. Nur in wenigen Unionsrepubliken wird 
die nachträgliche Entstehung des Unterhaltsanspruches 
überhaupt abgelehnt1).

Dieser nicht ganz befriedigende Zustand hat in der 
Sowjetunion zu einer lebhaften wissenschaftlichen 
Diskussion über Vereinheitlichungsmöglichkeiten ge­
führt, in deren Verlauf der bekannte sowjetische 
Familienrechtswissenschaftler Prof. P e r g a m e n t -  
de lege ferenda vorschlägt, allgemein die zeitlich un­
beschränkte Unterhaltspflicht zugunsten arbeitsunfähi­
ger geschiedener Ehegatten einzuführen, die nachträg­
lich entstehende Arbeitsunfähigkeit aber nur zu be­
rücksichtigen, wenn sie innerhalb eines Jahres nach 
Ausspruch der Scheidung eintritt* 2).

!) Sowjetisches Zivilrecht, Bd. 2 S. 469.
2) A. I. Pergament, „Unterhaltsverpflichtungen nach sowje­

tischem Recht“, Moskau 1951, S. 92 (russ.).
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